
 

 

 

 

 

Info-Schreiben Nr. 22 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

das neue Jahr hat in Sachen Corona-bedingter Maßnahmen genauso spannend angefangen wie 

2021 aufgehört hat. Es wurden wieder zahlreiche Anpassungen vorgenommen und Verlängerun-

gen beschlossen, ein viertes Corona-Steuerhilfegesetz wird auf den Weg gebracht, Corona Sonder-

zahlungen für Pflegeberufe sind geplant und der Mindestlohn steigt in diesem Jahr ein weiteres 

Mal.  

Wir werden Sie weiterhin auf dem Laufenden halten und Sie zeitnah über Neuigkeiten, Anpassun-

gen und eventuelle Verlängerungen informieren. 

Für Rückfragen, Antragstellungen, Schlussabrechnungen o. ä. kontaktieren Sie bitte Ihre Beraterin 

oder Ihren Berater bei uns im Hause. 

 

 

 

 

 

… gemeinsam! 
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1. Steuerstundungen 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat ein weiteres Mal die Frist für Anträge auf verein-

fachte Steuerstundungen bis Ende März 2022 verlängert. Die Sonderregelungen gelten für Unter-

nehmen, die von den Corona-bedingten Einschränkungen betroffen sind. Die Stundungen werden 

längstens bis Ende Juni 2022 gewährt. 

2. Verlustrücktrag 

Die erweiterte Verlustverrechnung wird bis Ende 2023 verlängert: Für 2022 und 2023 wird der 

Höchstbetrag beim Verlustrücktrag auf EUR 10 Mio. bzw. auf EUR 20 Mio. bei Zusammenveranla-

gung angehoben. Der Verlustrücktrag wird darüber hinaus ab 2022 dauerhaft auf zwei Jahre aus-

geweitet und erfolgt in die unmittelbar vorangegangenen beiden Jahre. 

3. Degressive Abschreibung 

Zur schnellen Refinanzierung schafft die degressive Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter 

des Anlagevermögens unternehmerische Vorteile und Investitionsanreize. Diese Möglichkeit wird 

um ein Jahr verlängert für Wirtschaftsgüter, die im Jahr 2022 angeschafft oder hergestellt werden. 

Die degressive Abschreibung kann anstelle der linearen Abschreibung in Höhe von bis zu dem Zwei-

einhalbfachen der linearen Abschreibung, höchstens 25 %, in Anspruch genommen werden. 

Soweit für ein bewegliches Wirtschaftsgut auch die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme von 

Sonderabschreibungen nach § 7g Abs. 5 EStG vorliegen, können diese neben der degressiven Ab-

schreibung in Anspruch genommen werden. 

4. Neustarthilfe Plus und Neustarthilfe 2022 

Soloselbstständige, die wegen fehlender Fixkosten (z. B. Büromieten), nicht von der Überbrü-

ckungshilfe profitieren, können mit der Neustarthilfe Plus bzw. der Neustarthilfe 2022 einen Zu-

schuss als gezielte Unterstützung erhalten.  

Für den Zeitraum Juli 2021 bis Dezember 2021 ist die Neustarthilfe Plus mit monatlich 

EUR 1.500,00 vorgesehen.  

Als Neustarthilfe 2022 steht sie für den Förderzeitraum ab Januar 2022 bis ursprünglich März 

2022 weiterhin mit EUR 1.500,00 pro Monat zur Verfügung. Für diese Hilfe soll nach Beschluss 

von Bund und Ländern vom 16. Februar 2022 der Förderzeitraum bis Juni 2022 (Neustarthilfe 

Zweites Quartal 2022) verlängert werden.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-01-31-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Insgesamt können betroffene Soloselbstständige damit nach Verlängerung für den gesamten För-

derzeitraum der Neustarthilfe Plus und Neustarthilfe 2022 bis zu EUR 18.000,00 Neustarthilfe 

erhalten. 

Hinweis: Jetzt kann auch die Neustarthilfe 2022 von prüfenden Dritten beantragt werden.  

5. Überbrückungshilfe IV 

Die Überbrückungshilfe IV wird bis Ende Juni 2022 fortgeführt!  

Die Bundesregierung unterstützt mit der Überbrückungshilfe IV weiterhin Unternehmen, Soloselbst-

ständige und Freiberufler aller Branchen mit einem Jahresumsatz bis zu EUR 750 Millionen im Jahr 

2020 (Grenze entfällt für von Schließungsanordnungen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie di-

rekt betroffene Unternehmen sowie Unternehmen der Pyrotechnikbranche, des Großhandels und 

der Reisebranche). Die Bedingungen entsprechen weitgehend denjenigen der Überbrückungs-

hilfe III Plus. 

Hinweise: Die Überbrückungshilfe IV kann nur über einen prüfenden Dritten beantragt werden.  

Damit das Geld schnell bei den Betroffenen ankommt, werden bei der Überbrückungshilfe IV bei 

allen Erstanträgen Abschlagszahlungen in Höhe von 50 % der beantragten Förderung gewährt, bis 

zu EUR 100.000,00 pro Monat. 

6. Schließung wegen Corona-bedingter Einschränkungen 

Das Bundeswirtschaftsministerium teilte mit, dass die Sonderregelung zur Antragsberechtigung bei 

freiwilligen Schließungen in der Überbrückungshilfe IV unverändert bis Ende Februar 2022 verlän-

gert wird.  

Überblick der wichtigsten Bestandteile der Regelung: 

 Wenn aufgrund von angeordneten Corona-Zutrittsbeschränkungen (2G, 2G Plus oder 3G)  

oder vergleichbaren Maßnahmen (Verbot touristischer Übernachtungen, Sperrstundenrege-

lungen) die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs unwirtschaftlich ist, ist bei freiwilligen 

Schließungen oder Einschränkungen des Geschäftsbetriebs eine Anerkennung des resultie-

renden Umsatzeinbruchs als Corona-bedingt möglich. Ob Unwirtschaftlichkeit vorliegt, klärt 

der prüfende Dritte.  

 Sind die Antragsvoraussetzungen erfüllt, kann Überbrückungshilfe gewährt werden.  

  



 

Anochin Roters & Kollegen  Seite 5 von 9 

 

Info-Schreiben Nr. 22 - Stand: 02.03.2022 / 15.00 Uhr 

 

 Die Regelung gilt bei der Überbrückungshilfe IV (Förderzeitraum Januar bis März 2022) für 

den Zeitraum 1. Januar bis 28. Februar 2022. Bei der Überbrückungshilfe III Plus betrifft es 

die Monate November bis Dezember 2021.  

7. NBank - Aufstockung der Überbrückungshilfe für Schausteller- und Ver-

anstaltungsbranche  

Ab sofort können Unternehmen oder Soloselbstständige des Schaustellergewerbes und der Veran-

staltungswirtschaft in Niedersachsen Fördergelder zur Aufstockung der Überbrückungshilfe III und 

III Plus bei der NBank beantragen.  

Gefördert werden kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sowie Soloselbstständige mit Sitz oder 

Betriebsstätte in Niedersachsen, die von Januar bis Juni 2021 und/oder Juli bis Dezember 2021 

gegenüber 2019 infolge der Corona-Pandemie erhebliche Umsatzverluste erlitten haben. Voraus-

setzung für die Aufstockung ist ein bereits bewilligter Antrag auf Überbrückungshilfe III oder III Plus.  

Es werden Billigkeitsleistungen für die Veranstaltungsbranche in Höhe von 20 % der Umsatzver-

luste für die ersten EUR 100.000,00 sowie 15 % der darüberhinausgehenden Verluste übernom-

men.  

Für das Schaustellergewerbe können Billigkeitsleistungen bis zu 12,5 % der Umsatzverluste und 

25 % der in diesen Monaten des Jahres fälligen Tilgungskosten von betrieblichen Darlehens- oder 

Leasingverträgen oder Billigkeitsleistungen in Höhe von 20 % für die ersten EUR 100.000,00 und 

in Höhe von 15 % für darüberhinausgehende Verlustbeträge erstattet werden.  

Maximal beträgt die Förderhöhe bis zu EUR 50.000,00 pro Antrag. 

Hinweis: Die Aufstockung muss von den Berechtigten selbst bei der NBank beantragt werden. 

8. KfW Corona-Programme 

Unternehmen, Selbstständige oder Freiberufler, die durch die Corona-Krise in finanzielle Schieflage 

geraten sind und einen Kredit benötigen, können gezielte Angebote der KfW nutzen. Dafür steht 

das KfW-Sonderprogramm inklusive des KfW-Schnellkredits bereit, das bis zum 30. April 2022 ver-

längert wurde. Start-ups oder kleine Unternehmen mit Kapitalbedarf in der Corona-Krise können 

zudem zur Unterstützung eine Beteiligungsfinanzierung der KfW aus Mitteln des Bundes erhalten. 

  

https://www.nbank.de/medien/nb-media/Downloads/Programminformation/Produktinformationen/Produktinformation-Aufstockung-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III-und-III-Plus.pdf
https://www.nbank.de/medien/nb-media/Downloads/Programminformation/Produktinformationen/Produktinformation-Aufstockung-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III-und-III-Plus.pdf
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/KfW-Corona-Hilfe/?redirect=573632
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9. Härtefallhilfen 

Wie bereits in vorherigen Ausgaben unserer Info-Schreiben erwähnt, unterstützen die Härtefallhil-

fen Unternehmen, die infolge der Corona-Pandemie in Not geraten sind, im besonderen Einzelfall. 

Sie richten sich speziell an solche Unternehmen, bei denen die bestehenden Corona-Hilfen des 

Bundes, der Länder und der Kommunen nicht greifen, zum Beispiel die Überbrückungshilfen, die 

Novemberhilfe und die Dezemberhilfe. 

Die Härtefallhilfen werden durch die Länder geregelt. Das jeweilige Bundesland prüft den Einzelfall 

und entscheidet nach eigenem Ermessen, wer eine Härtefallhilfe erhält. 

NEU: Der Förderzeitraum der Härtefallhilfe wurde verlängert und umfasst nun auch die Monate 

Januar bis März 2022. Die Antragsstellung für den neuen Förderzeitraum ist seit Januar 2022 mög-

lich. Die Anträge für den gesamten Unterstützungszeitraum (November 2020 bis März 2022) kön-

nen bis zum 30. April 2022 eingereicht werden.  

10. Fristenübersicht Endabrechnung Neustarthilfe und Neustarthilfe Plus 

Nach Ablauf des Förderzeitraums sind Empfänger/innen der Neustarthilfen dazu verpflichtet, eine 

Endabrechnung zu erstellen, wenn ihr Antrag bewilligt oder teilbewilligt wurde. In der Endabrech-

nung müssen die tatsächlich erzielten Einkünfte im Förderzeitraum 2021 dem Referenzumsatz 

2019 gegenübergestellt werden. Dadurch soll überprüft werden, ob ein Vorschuss benötigt wurde, 

weil sich der Umsatz Corona-bedingt erheblich verschlechtert hat. 

Eine unverbindliche Rückmeldung geht den Empfänger/innen direkt zu, ob und gegebenenfalls und 

in welcher Höhe der Vorschuss zurückzahlen ist. 

Wichtig: Wurde die Neustarthilfe selbst beantragt („Direktantragstellung“), muss auch die Endab-

rechnung direkt eingereicht werden. Wurde die Neustarthilfe über den prüfenden Dritten beantragt, 

wird die Endabrechnung auch durch den prüfenden Dritten eingereicht. Die Kosten hierfür werden 

bei der Endabrechnung nicht erstattet. 

Erst nach Erhalt des Bescheides der zuständigen Bewilligungsstelle, der die Angaben im Endab-

rechnungsportal bestätigt, muss die errechnete Überkompensation zurückgezahlt werden. 

Eine Checkliste zum richtigen Prozedere stellen wir Ihnen auf der nachfolgenden Seite zur Verfü-

gung. 
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BMWi und BMF haben auf ihrer Seite der Überbrückungshilfen die erweiterten Fristenübersichten 

veröffentlicht:   

Die Fristen für das Einreichen der Endabrechnungen sind: 
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Die Fristen der eventuell anfallenden Rückzahlungen sind für: 

 

11. Verlängerung der Sonderregeln für das Kurzarbeitergeld 

Das Bundeskabinett hat eine Formulierungshilfe zur Verlängerung der erleichterten Bedingungen 

für die Beantragung von Kurzarbeit bis Ende Juni 2022 beschlossen. Die maximale Bezugsdauer 

des Kurzarbeitergeldes wird von 24 Monate auf bis zu 28 Monate verlängert. Für Betriebe, die seit 

Anfang der Pandemie im März 2020 durchgehend in Kurzarbeit sind und die maximale Bezugs-

dauer für das Kurzarbeitergeld von derzeit 24 Monaten schon im Februar 2022 ausschöpfen, soll 

die Verlängerung der Bezugsdauer rückwirkend zum 1. März in Kraft treten. 

Folgende pandemiebedingte Sonderregelungen werden bis zum 30. Juni 2022 fortgesetzt: 

 die Anrechnungsfreiheit von Minijobs auf das Kurzarbeitergeld, 

 die erhöhten Leistungssätze bei längerer Kurzarbeit  

 der erleichterte Zugang zur Kurzarbeit 

o die Zahl der Beschäftigten, die vom Arbeitsausfall betroffen sein müssen, bleibt von 

mindestens einem Drittel auf mindestens 10 % abgesenkt und 

o auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden wird weiter vollständig verzichtet. 

Die Sozialversicherungsbeiträge werden den Arbeitgebern nach dem 31. März 2022 weiter zur 

Hälfte erstattet, wenn die Kurzarbeit mit Qualifizierung verbunden wird. Die Maßnahmen und der 

Träger müssen für die Weiterbildungsförderung zugelassen sein. 

https://www.bmas.de/DE/Corona/Fragen-und-Antworten/Fragen-und-Antworten-KUG/faq-kug-kurzarbeit-und-qualifizierung.html
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12. Mindestlohn und Minijobs 

Wir haben Sie bereits darüber informiert, dass der Mindestlohn in diesem Jahr zweimal angehoben 

wird. Das Bundeskabinett hat am 23. Februar den Entwurf eines Gesetzes zur Erhöhung des Schut-

zes durch den gesetzlichen Mindestlohn und zu Änderungen im Bereich der geringfügigen Beschäf-

tigung beschlossen. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass der Mindestlohn zum 1. Oktober dieses Jah-

res erneut angehoben wird:  

seit 1. Januar   EUR    9,82 je geleistete Arbeitsstunde 

ab 1. Juli   EUR 10,45 je geleisteter Arbeitsstunde 

ab 1. Oktober  EUR 12,00 je geleisteter Arbeitsstunde 

Mit dem vom Kabinett beschlossenen Gesetzentwurf wird auch die Entgeltgrenze für Minijobs auf 

EUR 520,00 monatlich erhöht und dynamisch ausgestaltet, so dass künftig eine Wochenarbeitszeit 

von 10 Stunden zum Mindestlohn ermöglicht wird. 

13. Sonderzahlungen für bestimmte Einrichtungen 

Das Bundeskabinett hat am 16. Februar 2022 in ihrem Entwurf des vierten Corona-Steuerhilfege-

setzes u. a. beschlossen, erneute Sonderzahlungen für Arbeitnehmer*innen zu gewähren. Aller-

dings sind sie, lt. dem BMF, nur für bestimmte Einrichtungen vorgesehen. Hier heißt es wörtlich:  

 „Vom Arbeitgeber an in bestimmten Einrichtungen - insbesondere Krankenhäusern - tätige Ar-

beitnehmer*innen gewährte Prämien zur Anerkennung besonderer Leistungen während der 

Corona-Krise werden bis zu einem Betrag von 3 000 Euro steuerfrei gestellt und auch in der 

Grundsicherung für Arbeitsuchende nach SGB II nicht angerechnet.“  

Der Kreis der Anspruchsberechtigten in Bezug auf die Steuerbefreiung umfasst neben den Pflege-

kräften auch weitere in Krankenhäusern sowie in Pflegeeinrichtungen und -diensten tätige Arbeit-

nehmer*innen.  

14. Offenlegungen 

Das Bundesamt für Justiz hat bekannt gegeben, dass es in Abstimmung mit dem Bundesjustizmi-

nisterium gegen Unternehmen, deren gesetzliche Frist zur Offenlegung von Rechnungslegungsun-

terlagen für das Geschäftsjahr mit dem Bilanzstichtag 31. Dezember 2020 am 31. Dezember 2021 

endete, vor dem 7. März 2022 kein Ordnungsgeldverfahren nach § 335 des Handelsgesetzbuchs 

einleiten wird. Damit sollen angesichts der andauernden Covid-19-Pandemie die Belange der Be-

teiligten angemessen berücksichtigt werden. 

https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Pressemitteilungen/2022/gesetzlicher-mindestlohn-steigt-auf-12-euro.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2022-02-02-Viertes-Corona-Steuerhilfegesetz/0-Gesetz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2022-02-02-Viertes-Corona-Steuerhilfegesetz/0-Gesetz.html

